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Politik und Sicherheit 
Ägäis: Konflikt zwischen Griechenland und Türkei 
— Wo endet der Festlandsockel? — Griechenlands 
Klage vor dem Sicherheitsrat und dem Internatio­
nalen Gerichtshof — Gegenseitige Beschuldigun­
gen — Appell und Zustimmung zu Verhandlun­
gen — Dennoch Gefahr durch einseitiges Vorge­
hen der Türkei ä la Zypern (29) 

I. Zehn Tage, nachdem Delegierte aus al­
ler Welt im New Yorker Hauptquart ier die 
fünfte Runde der Dritten Seerechtskonfe­
renz eröffnet hatten, mußte sich der Si ­
cherheitsrat mit einem Streitfal l befassen, 
in dem seerechtl iche Auseinandersetzun­
gen eine prominente Rolle spie l ten: Auf­
grund einer Beschwerde Griechenlands ge­
gen die Türkei trat der Rat am 12. August 
zu e iner dr ingl ichen Sitzung zusammen. 
Die Regierung in Athen hatte der Türkei 
vorgewor fen, durch »provozierende Hand­
lungen« in der Ägäis den Frieden und die 
Sicherheit im öst l ichen Mit telmeer zu ge­
fährden. Sie meinte damit die Tät igkeit des 
türk ischen Forschungsschiffes Sismik-I , das 
zu d iesem Zei tpunkt Bohrungen nach ö l 
in e inem Gebiet betr ieb, das nach gr iechi­
scher Auffassung zum griechischen Fest­
landsockel gehört . 

II. Die Ratsmitgl ieder betrachteten den 
Streitfal l ke ineswegs als eine Routineange­
legenheit. Es handelte sich nicht mehr um 
einen bloßen dip lomat ischen Disput. Der 
Konfl ikt hatte sich bereits dem Vorfeld 
kr iegerischer Auseinandersetzungen ge­
nähert : in der Ägäis waren sich türkische 
und gr iechische Kriegsschiffe bis auf 
Reichweite ihrer Geschütze nahe gekom­
men. Die Regierung in Athen, die am 10. 
August durch ihren UNO-Botschafter die 
Einberufung des Sicherheitsrates ver lang­
te, hatte ihren Außenminister nach New 
York entsandt, der türkische Außenmini­
ster befand sich ebenfal ls auf dem Weg 
nach New York. 

»Die Vereinten Nat ionen kamen zu spät, um 
der Tragödie von Zypern Einhalt zu gebie­
ten«, erklärte der griechische Außenmini­
ster Bitsios als erster Sprecher in der 
Ratsdebatte. »Sie können jetzt eine neue 
Tragödie in der Ägäis verhindern.« Bitsios 
rief den Sicherheitsrat auf, den »provozie­
renden Handlungen« der Türkei Einhalt zu 
gebieten. Der gr iechische Außenminister 
warf der Regierung in Ankara vor, die Sis­
mik-I unter schwerbewaffnetem Begleit-
schutz ausgerechnet in einer Zeit, in der 
Verhandlungen über die Abgrenzung des 
Festlandsockels in Gang gewesen seien, 
zu Erforschungen in den Bereich des grie­
chischen Festlandsockels geschickt zu ha­
ben. Die Türkei , so betonte er, habe oben­
dre in erklärt, daß sie das Schiff in seiner 
Tät igkei t fort fahren lassen werde. Bitsios 
wies auf die Zusammenziehung von Ma­
r ine- und Luftwaffeneinheiten beider Län­
der in der Ägäis hin und warnte, ein »blo­
ßer Unfall könnte genügen, die Situat ion 
außer Kontro l le geraten zu lassen«. 
Die Regierung in Athen sah davon ab, 
vom Sicherheitsrat eine Entscheicung in 
dem griechisch-türkischen Ägäis-Strei t zu 

ver langen. Was sie forderte, konnte mit e i ­
ner >einstweil igen Verfügung< vergl ichen 
werden. Einen ähnl ichen Spruch ver langte 
Gr iechenland auch vom Internat ionalen 
Gerichtshof (IGH) in Den Haag, den es 
ebenfal ls am 10. August angerufen hatte. 
Darüberhinaus ersuchte die Athener Regie­
rung den IGH um einen Spruch über die 
Abgrenzung des Festlandsockels zwischen 
Griechenland und der Türkei . 
III. Die türkischen Gegenargumente brach­
te am 12. August zunächst UNO-Botschafter 
l i ter Turkmen kurz, bei der Fortsetzung der 
Debatte am nächsten Tag ausführl ich Au ­
ßenminister Caglayangi l vor. Botschafter 
Turkmen äußerte »höchstes Erstaunen« 
darüber, daß die griechische Regierung 
den Ägäis-Disput vor den Sicherheitsrat 
gebracht habe. Wenn der Frieden in der 
Ägäis tatsächlich bedroht sei, dann durch 
Gr iechenland und nicht durch die Türkei . 
Mit ihrem »unmöglichen Traum, die Ägäis 
zu einem exklusiv griechischen See zu ma­
chen, habe die griechische Regierung von 
Anfang an gefährl iche Spannungen im öst­
lichen Mit te lmeer geschaffen.« Turkmen 
warf Gr iechenland vor, vor einigen Jahren 
in Ver letzung internat ionaler Verträge die 
der Türke i gegenüber l iegenden gr iechi­
schen Ägäis-Inseln mil i tar isiert und be­
waffnet zu haben. Griechenland habe An ­
spruch auf Land, Meeresboden und Luft­
raum in der Ägäis angemeldet, als ob die­
ses Gebiet seine ausschließliche Domäne 
sei. Die jüngsten mil i tär ischen Nöt igungs­
manöver gegen das unbewaffnete türkische 
Forschungsschiff Sismik-I außerhalb der ter­
r i tor ialen Gewässer Griechenlands seien 
ein weiterer Beweis für die »aggressive 
und unverantwort l iche Haltung« Gr iechen­
lands. Zum eigent l ichen Streitfal l vertrat 
Turkmen die Auffassung, die gr iechische 
Regierung habe mit ihrer Zust immung zu 
bi lateralen Verhandlungen über die Ab­
grenzung des Festlandsockels in der Ägäis 
st i l lschweigend die Tatsache anerkannt, 
daß eine derart ige Abgrenzung noch nicht 
exist iere. Sie habe außerdem die Fortset­
zung des Verhandlungsprogramms akzep­
tiert, das jetzt ausgeführt werde. 
Am Tag darauf vertrat der türkische Au ­
ßenminister die Auffassung, die von Grie­
chenland in der Ägäis beanspruchten Rech­
te seien ledigl ich einseit ige, nicht auf Vö l ­
kerrecht basierende Forderungen, die von 
der Türkei nicht anerkannt werden könn­
ten. Die Türkei als einer der beiden An­
rainerstaaten habe die gleichen Rechte 
auf den Festlandsockel des Meeres. Die 
Mission des Forschungsschiffs Sismik-I so l ­
le als eine Vorberei tung der türkischen 
Regierung angesehen werden, um Ver­
handlungen mit Gr iechenland im vol len 
Besitz al ler wissenschaft l ichen Daten füh­
ren zu können. Die griechische Regierung 
habe im übr igen unerwähnt gelassen, daß 
das griechische Schiff Nauti lus gegenwär­
t ig in einer benachbarten Region einer 
ähnl ichen Erkundung nachgehe. 
Die Außenminister der Türkei und Grie­
chenlands warfen sich am zweiten Tag der 

Ratsdebatte erneut gegensei t ig vor, für 
d ie wachsenden Spannungen in der Ägäis 
verantwort l ich zu sein. Caglayangi l be­
schuldigte die Regierung in Athen, das 
durch den Vertrag von Lausanne (1923) ge­
schaffene Gleichgewicht zwischen beiden 
Ländern unter anderem dadurch zu än­
dern, daß sie den ägäischen Fest landsok-
kel monopol is iere, unrechtmäßig gr iechi ­
sche Ägäis-Inseln mil i tar is iere und den in­
ternat ionalen Luftraum über der Ägäis 
sperre. Trotz dieser gegensei t igen Vor­
würfe erk lär ten bereits am 23. August, e i ­
nen Tag nach der Einberufung der Rats­
si tzung, beide Länder ihre Bereitschaft, 
ihren Streit über die Abgrenzung des Fest­
landsockels in der Ägäis auf f r iedl iche 
Weise zu regeln. Caglayangi l lud die gr ie­
chische Regierung in der Ratssitzung zu 
Verhandlungen über al le Meinungsver­
schiedenhei ten zwischen beiden Ländern 
ein. Die Türkei , so betonte er, habe den 
ernsthaften Wunsch, eine beidersei t ig nütz­
liche Zusammenarbei t zwischen den bei­
den Ländern wieder herzustel len. Die gr ie­
chische Regierung unterstr ich in einer am 
selben Tag in Athen veröffent l ichten Er­
k lärung, sie sei bereit, auf jeder Ebene mit 
der Türkei über eine fr iedl iche Regelung 
ihrer Meinungsverschiedenhei ten zu dis­
kut ieren. Griechenland habe niemals be­
str i t ten, daß auch die Türkei als Anrainer­
staat Schürfrechte in der Ägäis habe. Die 
Abgrenzung der beidersei t igen Rechte 
könne durch fr iedl iche Verfahren er fo lgen: 
durch einen Dialog oder durch eine 
Schl ichtung durch den Internat ionalen Ge­
richtshof in Den Haag. 
IV. Nach diesen Ste l lungnahmen der Streit­
parteien begannen hinter verschlossenen 
Türen die Beratungen des Sicherheitsrats. 
Der amerikanische Außenminister Henry 
Kissinger benutzte seinen Aufenthal t bei 
der Seerechtskonferenz auch dafür, in ge­
t rennten Gesprächen mit seinen Kol legen 
Bitsios und Caglayangi l zusammenzutref­
fen. Die west l ichen Ratsmitgl ieder hatten 
die Einberufung des Sicherheitsrats durch 
Griechenland von Anfang an mit zwiespäl­
t igen Gefühlen aufgenommen. Einerseits 
betrachteten sie die Einschaltung des Rats 
als eine Gelegenheit , die mil i tär ische S i ­
tuat ion im öst l ichen Mit te lmeer zu entspan­
nen. Anderersei ts wol l ten sie um jeden 
Preis vermeiden, in der Auseinanderset­
zung zwischen beiden Bündnispartnern 
Stel lung beziehen zu müssen. Gewisse 
Bestrebungen im west l ichen Lager, den 
Streitfal l — wenn es die mil i tär ische Si ­
tuat ion im östl ichen Mit te lmeer er laube — 
am l iebsten >einschlafen< zu lassen, schei­
terten an dem Widerstand der gr iechischen 
Regierung. In der Geschichte des Sicher­
heitsrats hatte es zwar schon früher Fälle 
gegeben, in denen die Ratsmitgl ieder Be­
schwerden unerledigt l ießen, in dem vor­
l iegenden Fall drängte jedoch Athen — 
nicht zuletzt aus innenpol i t ischen Grün­
den — auf einen Beschluß. 

V. Ein west l icher Resolut ionsentwurf wur­
de am 25. August verabschiedet. Zwischen 
dem 13. und 25. August hatten mehrere in ­
formel le Konsul tat ionen hinter verschlos­
senen Türen stat tgefunden. Der von Groß­
br i tannien, Frankreich, Italien und den USA 
eingebrachte Antrag (S/12187) wurde im 
Konsensusverfahren angenommen (Text 
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der Entschließung S/Res/395 s. Seite 160). 
Die Resolut ion enthält den Appel l an die 
Regierungen Griechenlands und der Tür­
kei, »in der gegenwärt igen Situat ion äußer­
ste Zurückhal tung zu üben«. Beide Regie­
rungen werden aufgerufen, ihre d i rekten 
Verhandlungen über den Ägäis-Strei t w ie­
deraufzunehmen und al les zu unterneh­
men, daß diese in beidersei ts annehmbare 
Lösungen münden. Der Sicherheitsrat for­
derte Ankara und Athen auf, alles zu tun, 
um die derzei t igen Spannungen abzu­
bauen. Schließlich sol len beide Regierun­
gen den Beitrag berücksicht igen, den zu­
ständige gericht l iche Stel len und insbe­
sondere der Internat ionale Gerichtshof in 
Den Haag zur Lösung offenstehender 
rechtl icher Meinungsverschiedenhei ten lei­
sten könnten. Zu dem eigent l ichen Streit­
fall nahm das Gremium erwartungsgemäß 
keine Stel lung. 

VI. Wie der bri t ische UNO-Botschafter Ri­
chard in der abschl ießenden Ratssitzung 
feststellt, war die verabschiedete Resolu­
t ion »für keine der beiden Seiten voll an­
nehmbar«. Richard bezeichnete sie jedoch 
als ein »sorgfält ig ausgewogenes Doku­
ment«, es berücksicht ige die Bedürfnisse 
beider Seiten und präjudiziere keinen 
Strei tpunkt. Ein Versuch des Sicherheits­
rats, zu den rechtl ichen Aspekten des Dis­
puts Stel lung zu nehmen, würde einer 
Lösung des Streit fal les eher hinderl ich 
sein. Unter diesen Umständen sei es zu­
nächst Aufgabe des Rats gewesen, seiner 
Besorgnis über die Spannungen zwischen 
Griechenland und der Türkei Ausdruck zu 
geben und dann seine Auffassung über 
Lösungsmögl ichkei ten darzulegen. 

Der Forderung Griechenlands, der Sicher­
heitsrat sol l te den »provozierenden Hand­
lungen« der Türkei ein Ende bereiten, ist 
der Sicherheitsrat in seiner Resolut ion 
nicht nachgekommen. Darauf hat der tür­
kische Außenminister nach der Verabschie­
dung des Antrags hingewiesen. Er vertrat 
d ie Auffassung, die Türkei habe nichts un­
ternommen, was die Verabschiedung einer 
Resolut ion durch den Rat rechtfert ige. Die 
Türkei habe auch von Anfang an die »ein­
seit ige Anrufung« des Internat ionalen Ge­
richtshofs durch Griechenland abgelehnt. 
Die Regierung in Ankara werde auch ke i ­
ne Elemente der Resolut ion akzept ieren, 
die ein Präjudiz für Verhandlungen dar­
stel len könnten. Caglayangi l er innerte dar­
an, daß die Türkei die Rechtsprechung des 
Internat ionalen Gerichtshofs nicht als b in­
dend anerkannt habe. Vol l bekannte sich 
der türkische Außenminister ledigl ich zu 
dem in der Resolut ion enthal tenen Ver­
handlungsaufruf. 

Der griechische Außenminister Bitsios be­
schränkte sich in seiner abschl ießenden 
Erklärung auf einen Dank an den Sicher­
heitsrat, daß dieser dem griechischen Ge­
such auf Einberufung einer Sitzung statt­
gegeben, die Besorgnis Gr iechenlands 
über die Aufrechterhal tung des Friedens 
und der Sicherheit in der Ägäis angehört 
sowie eine Resolut ion verabschiedet ha­
be, die den Weg zu einer Wiederaufnahme 
des Dialogs ebnen und zu einer Lösung 
des Problems führen werde. 

VI I . Nach den Ausführungen des gr iechi ­
schen Außenministers erklärte der Sicher­
heitsrat seine Beratung über den Ägäis-

Streit für abgeschlossen. Der Streit fal l war 
damit natürl ich noch nicht gelöst. Am 11. 
September lehnte der Internat ionale Ge­
richtshof in Den Haag das Ersuchen Grie­
chenlands ab, der Gerichtshof sol le bis 
zur Fäl lung eines grundsätzl ichen Spruchs 
über die Abgrenzung des Fest landsockels 
in der Ägäis beiden Regierungen Explora­
t ions- und Forschungsmaßnahmen in den 
umstr i t tenen Gewässern untersagen, so­
fern diese ohne Zust immung der Gegen­
seite unternommen würden. Abschlägig be­
schied der Gerichtshof aber auch das Er­
suchen der Türkei , seine Beratungen über 
den Streit fal l gänzl ich einzustel len. Die In­
ternat ionale Seerechtskonferenz, d ie sich 
am 17. September ohne konkretes Ergeb­
nis auf 1977 vertagte, konnte noch nichts 
zur Lösung der seerechtl ichen Aspekte des 
Ägäis-Konf l ik ts bei t ragen. Die Verhandlun­
gen zwischen Griechenland und der Tür­
kei, zu denen der Sicherheitsrat am 25.Au- 
gust die Regierungen in Athen und Anka­
ra aufgefordert hatte, l ießen auch Anfang 
Oktober noch auf sich warten. PWF 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Menschenrechte: Vertragsstaaten des Internationa­
len Pakts Dber bürgerliche und politische Rechte 
wfihlten Ausschuß für Menschenrechte — Profes­
sor Dr. Christian Tomuschat, Bonn, Mitglied — 
Eine Unterwerfungseiklärung der Bundesrepublik 
Deutschland (30) 

Der Internat ionale Pakt über bürger l iche 
und poli t ische Rechte ist einer der beiden 
bedeutenden Verträge über Menschenrech­
te, d ie 1976 in Kraft getreten sind (siehe 
VN 1/1976 S .26 f . ) . Der Pakt sieht d ie B i l ­
dung eines besonderen Ausschusses für 
Menschenrechte< aus Mi tg l iedern der Ver­
tragsstaaten und eine Klausel für eine f re i ­
w i l l ige Unterwerfung unter gewisse Maß­
nahmen dieses Ausschusses vor. Der Bon­
ner Völkerrecht ler Professor Dr. Chr ist ian 
Tomuschat wurde als einer der 18 Mitgl ie­
der in den Ausschuß gewählt . Die Bundes­
regierung erklärte ihrerseits ihre >Unter-
werfung< unter die vertragl ich vorgesehe­
nen Maßnahmen. 

I. Der Pakt best immt in seinen Art. 28—45 
die Bi ldung eines besonderen Ausschusses 
für Menschenrechte, nennt seine Zielset­
zung und Aufgaben und legt d ie Befugnis­
se seiner Mitg l ieder fest. Der Ausschuß be­
steht aus 18 Mi tg l iedern. Sie müssen 
Staatsangehör ige der Vertragsstaaten und 
sol len Persönl ichkeiten von hohem si t t l i ­
chen Ansehen und anerkannter Sachkennt­
nis sein. Sie gehören dem Ausschuß in 
persönl icher Eigenschaft an und werden in 
geheimer Wahl aus einer Liste von Perso­
nen gewählt , die von den Vertragsstaaten 
vorzuschlagen sind. Jeder Vertragsstaat 
kann zwei Kandidaten benennen, jedoch 
kann nur ein Kandidat eines Vertragsstaa­
tes als Mitg l ied gewähl t werden. Die Aus­
schußmitgl ieder werden für vier Jahre ge­
wähl t ; sie können wiedergewähl t werden. 
Die erste Wahl zur Bi ldung des Ausschus­
ses mußte nach Art. 30 innerhalb von sechs 
Monaten nach Inkraft treten des Paktes er­
fo lgen. Da dies am 23. März 1976 der Fall 
war, setzte der Generalsekretär den ersten 
Wahl termin auf den 20. September 1976. 
Als Wahlort best immt der Pakt den Sitz der 
Vereinten Nat ionen, also New York. Die 

Wahlversammlung der Vertreter de r Ver­
t ragsstaaten ist bei Anwesenhei t von Zwe i ­
dr i t te ln beschlußfähig, im konkreten Fall 
bei 38 Vertragsstaaten also mit 26. Gewähl t 
s ind die 18 Kandidaten mit der höchsten 
St immenzahl und der absoluten Mehrhei t 
der anwesenden und abst immenden Ver­
treter. Bei den Wahlen sol l auf eine ge­
rechte geographische Vertei lung der Sitze 
und auf die Vertretung der verschiedenen 
Ziv i l isat ionsformen und wicht igsten Rechts­
systeme geachtet werden. Man strebt fo l ­
gende Vertei lung an : Aus west l ichen Ver­
tragsstaaten fünf, aus öst l ichen vier, aus 
late inamerikanischen, afr ikanischen und 
asiat ischen je dre i . Bei wesent l icher Ste i ­
gerung der Zahl der Vertragsstaaten ist 
eine entsprechende Umvertei lung mögl ich. 
Der ersten Wahlversammlung der Ver­
t ragsstaaten lagen die Kandidaturen von 
25 Personen aus 23 Vertragsstaaten vor. 
Der erste geheime Wahlgang promovier te 
16 Kandidaten, unter ihnen bereits den 
Kandidaten der Bundesrepubl ik Deutsch­
land, Professor Dr. Christ ian Tomuschat, 
Mi td i rektor des Instituts für Völkerrecht der 
Universität Bonn. Auch Professor Bernhard 
Graefrath von der Ost-Ber l iner Humbold t -
Universität wurde hierbei gewählt . Zwei 
Sitze konnten wegen St immengleichhei t 
von vier Kandidaten erst durch den zwe i ­
ten Wahlgang vergeben werden. 
II. Der erste Ausschuß für Menschenrechte 
gemäß des Internat ionalen Pakts für bür­
gerl iche und pol i t ische Rechte setzt s ich 
aus fo lgenden Persönl ichkeiten zusammen 
(in alphabet ischer Reihenfolge): 
Mohamed Ben-Fadhel, Tunesien, f rüherer 
Ständiger Vertreter Tunesiens bei der Ara­
bischen Liga; 
Öle M. Espersen, Dänemark, Professor des 
Rechts an der Universität Kopenhagen; 
Sir Vincent Evans, Großbr i tannien, Mi tg l ied 
des Sachverständigenausschusses für Men­
schenrechte beim Europarat ; 
Manoucher Gan/7, Iran, Professor für Inter­
nat ionales Recht an der Universität Tehe­
ran; 
Bernhard Graefrath, DDR, Professor für In ­
ternat ionales Recht an der Humbold t -Un i ­
versität von Ost -Ber l in ; 
V lad imir Hanga, Rumänien, f rüherer Vize-
Rektor der Universität C lu j -Napoca; 
Haissam Kelani, Syrien, Direktor der Ab ­
tei lung für Internat ionale Organisat ionen im 
Außenmin is ter ium; 
Lüben G. Koulishev, Bulgar ien, Rechtsbera­
ter für Auswärt ige Angelegenhei ten im 
Staatsrat; 
Rajsoomer Lallan, Mauri t ius, Par lamentsrat 
bei der Landesstaatsanwaltschaft ; 
Andreas V. Mavrommatis, Zypern, S tänd i ­
ger Vertreter des Landes beim Europä­
ischen Sitz der Vereinten Nat ionen in Genf; 
Anatoly P. Movchan, Sowjetunion, Stel lver­
t retender Direktor des Staats- und Rechts­
inst i tuts der Akademie der Wissenschaften; 
Torkel Opsahl, Norwegen, Direktor der A b ­
te i lung für Verfassungs- und Internat iona­
les Recht am Institut für öf fent l iches Recht 
der Universität Oslo; 
Fernando Mora Rojas, Costa Rica, Dekan 
der Rechtsfakultät der Landesuniversi tät ; 
Fulgence Seminega, Rwanda, Professor für 
Verfassungsrecht an der Landesuniversi tät ; 
Walter S. Tarnopolsky, Kanada, Professor 
für Recht an der York-Univers i tät ; 
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